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sie über die Befugnisse der Legislative und Judikative hinweggeht. Der Präsident hat vom
Kongress erlassene Bundesgesetze, von denen viele seine eigene Unterschrift tragen, als blo-
ße Formalität abgetan. Er hat die Herrschaft des Rechts zurückgewiesen, und er hat die Be-
stimmungen der US-Verfassung, die den Amerikanern Schutz vor unbilliger Überwachung
und Festnahme gewähren, bagatellisiert und mit Füßen getreten.

Wir sollen diese schmutzigen kleinen Heimlichtuereien einfach hinnehmen. Man erklärt
uns, es sei unverantwortlich, Aufmerksamkeit auf den ungeheuerlichen Machtmissbrauch
durch Präsident Bush und seine Verfassungsverstöße zu lenken. Wirklich unverantwortlich
aber ist es vielmehr, die Rechtsstaatlichkeit nicht aufrechtzuerhalten. Wir hörten den Präsi-
denten gestern abend über die Chancen der Demokratie im Irak sprechen. Er behauptet,
dem irakischen Volk greifbare Freiheit und funktionierende Demokratie bringen zu wollen;
gleichzeitig verstößt er jedoch gegen unsere eigenen US-Gesetze und hintertreibt die wech-
selseitige Kontrolle der Verfassungsorgane. Präsident Bush bezeichnete die jüngste Wahl im
Irak als „einen Meilenstein in der Geschichte der Freiheit“. Ich glaube, dass wir in diesem
Land möglicherweise an einem Meilenstein eigener Art angekommen sind. Noch nie schie-
nen die Verheißungen und der Schutz der Freiheit so illusorisch. Noch nie schienen die Frei-
heiten, die wir hochhalten, so gefährdet. Diese verräterischen Angriffe auf die Verfassung
und auf unser Rechtssystem zielen ins Herz unserer Werte und nähren ein Gefühl des Miss-
trauens und der Besorgnis darüber, was dieser Regierung noch zuzutrauen ist. Ich muss an
Thomas Paynes berühmte Worte denken: „Dies sind Zeiten, die die Menschen auf die Probe
stellten.“

Diese schockierenden Enthüllungen über die Beugung und Verdrehung der Verfassung
zur Rechtfertigung einer habsüchtigen, verantwortungslosen Regierung unter dem Banner
„nationaler Sicherheit“ sind eine Skandal. Der Kongress kann nicht länger unbeteiligt zu-
schauen. Es ist an der Zeit, dem Justizminister, der Außenministerin, dem Verteidigungsmi-
nister und dem CIA-Direktor unangenehme Fragen zu stellen. Und es sollte nicht zugelassen
werden, dass das Weiße Haus sich der Beantwortung derselben Fragen entzieht, indem es
ein „präsidiales Vorrecht“ geltend macht, um weiteren Peinlichkeiten zu entgehen.

„Die Vereinigten Staaten von Europa“
Rede des belgischen Premierministers Guy Verhofstadt anlässlich der Vorstellung
seines „Manifests für ein neues Europa“ am 1. Dezember 2005 (Wortlaut)

Anfang Dezember präsentierte Guy Verhofstadt in Brüssel ein „Manifest für ein neues Europa“. Verhofstadt,
der belgische Ministerpräsident, ist europapolitisch kein Unbekannter. 2003, im Schatten des offenen Konflikts
zwischen „Alt“- und „Neu“-Europäern über den Irakkrieg Ausrichter des viel geschmähten „Pralinengipfels“,
scheiterte er 2004 als der Kandidat Frankreichs und Deutschlands für die EU-Kommissionspräsidentschaft, offi-
ziell vor allem an Tony Blairs Widerstand.
Jetzt hat Verhofstadt sich also erneut aus der Deckung gewagt. In seinem, bisher nur in niederländischer Spra-
che vorliegenden und wohl deshalb hierzulande noch wenig beachteten, schmalen Buch plädiert er für eine eu-
ropapolitische Flucht nach vorn. „Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union bilden keine homogene Gruppe
mehr, die sich mit Europa in dieselbe Richtung entwickeln will“, lautet seine Diagnose. Zur Therapie entwirft er
eine Reorganisation in der Form konzentrischer Kreise. Um einen Integrationskern herum, der auf der Basis der
Euro-Zone die „Vereinigten Staaten von Europa“ bildet, soll als äußerer Kreis eine „Organisation Europäischer
Staaten“ vor allem Frieden und Stabilität gewährleisten. Weil von einigen Mitgliedstaaten „der politische
Zweck des europäischen Projekts geleugnet“ werde, sei es „kaum sinnvoll zu warten, das alle ins Boot kom-
men. Ebenso könnte man auf einen nie eintreffenden Zug warten.“
Akzeptanz für sein Projekt, das „Europa für die jüngeren Generationen wieder attraktiv machen“ soll, erhofft
Verhofstadt sich von einem Referendum in allen „beteiligten Mitgliedstaaten“. Dieses müsse, wie jetzt schon
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die Europawahlen, „am selben Tag zum selben Zeitpunkt“ organisiert werden, an einem „europäischen Refe-
rendumstag“. – Wir dokumentieren im Folgenden den Wortlaut der Rede, die Guy Verhofstadt bei der Vorstel-
lung seines Buches hielt, in eigener Übersetzung. Die deutschsprachige Buchausgabe erscheint Ende Februar
(vgl.Anm. 2). – D. Red.

Herzlichen Dank, Karel Van Miert und Freek de Jonge, für Ihre kritische und eigenwillige
Einführung. Ich hatte ja gehofft, dass mein Buch eine Debatte über Europa und die europäi-
sche Zukunft auslösen würde. Wie es scheint, kommt sie schon hier und heute in Gang ...

Ich heiße Sie alle hier herzlich willkommen,1 auch die Frankophonen unter uns und alle,
die andere Sprachen sprechen. Wie Sie feststellen konnten, wird heute nur die niederländi-
sche Version des Buches vorgestellt. Ausgaben in den anderen Sprachen werden so bald wie
möglich folgen.

Meine Damen und Herren,
viele fragen mich, warum ich dieses Manifest geschrieben habe. Denn es handelt sich in

der Tat um ein solches. Nicht, dass die Leute sich wunderten, dass ich ein Manifest schreibe.
Das habe ich schon viermal getan. Aber warum über Europa? Und warum jetzt?

Nun, die Antwort auf diese Fragen können wir tagtäglich lesen und hören. Bis vor kurzem
betrachtete man Europa als das erfolgreichste politische Projekt des 20. Jahrhunderts. Die
europäische Zusammenarbeit bedeutete das Ende der Kriege und den Anfang der Prospe-
rität in Europa. Frieden, Wohlstand und Demokratie – das waren die Ziele der Europäischen
Union. Diese Ziele hat sie glanzvoll verwirklicht. Und alle waren zu Recht stolz darauf.

Doch heute ist dieser Stolz verflogen. Schlimmer noch, für viele ist Europa zum Problem,
zum Albtraum, für manche sogar zum Schimpfwort geworden. An allem, was nicht funktio-
niert, ist heute Europa schuld. Nehmen wir beispielsweise den Wegfall der Binnengrenzen.
Jeder, der einmal stundenlang vor einer Grenze gestanden und auf seine Abfertigung ge-
wartet hat, war begeistert über die Abschaffung. Aber heute schimpft man über „zu offene
Grenzen“. Oder nehmen wir den Euro, dieses Symbol der europäischen Einigung. Ihm gibt
man jetzt die Schuld am schwachen Wirtschaftswachstum. Zu Unrecht.

Allenthalben sehen wir Meinungsmacher und Politiker, die die europäische Integration
schlechtzumachen versuchen. Das gilt sowohl für Länder, die mit „Ja“ für den Verfassungs-
vertrag gestimmt haben, als auch für solche, die „Nein“ sagten. Europa wird heute als Sün-
denbock, auf den man bequem alle Kritik abladen kann, missbraucht. Europa wehrt sich ja
nie.

Dieser Trend mag kurzlebig sein, aber er ist deshalb nicht weniger gefährlich. Es besteht
die Gefahr, dass wir die Richtung, die uns die Geschichte weist, verfehlen. Dass wir uns, an
einer Wegscheide angelangt, falsch entscheiden. Dabei ist die von der Geschichte „vorgege-
bene“ Richtung klar und deutlich. Die europäische Zukunft liegt im Ausbau eines föderalen
Europa. Dieser Entwicklungsweg ist unverkennbar, auch wenn er nicht immer gradlinig ver-
läuft.

Wir schufen einen einheitlichen Markt, wir schleiften unsere Binnengrenzen, wir haben
eine Europäische Zentralbank und eine eigenständige europäische Währung. Seit Amster-
dam arbeiten wir an einer gemeinsamen Außenpolitik, für die wir eigens das Amt eines Ho-
hen Vertreters schufen. Es gibt Schengen, Europol, Eurojust und vieles andere mehr.

Diese Richtung, der Kurs auf ein föderales Europa, ein Europa, das sich immer stärker inte-
griert, erweist sich obendrein als die einzig richtige. Das ist heute klarer denn je. Klarer, finde
ich, als beispielsweise vor 20 Jahren. Schauen wir uns die Ökonomie an. Wenn wir die Ent-
wicklung in Asien sehen, kommen wir nicht umhin festzustellen, dass sich das Gravitations-
zentrum der Weltwirtschaft ostwärts verschiebt. Diese Entwicklung dürfte sich in Zukunft
noch verstärken. Das wirtschaftliche Wachstum von Ländern wie China, Indien und Japan, in
denen zusammengenommen zweieinhalb Milliarden Menschen leben, wird auch ihr politi-
sches Gewicht vermehren. Das ist der natürliche Lauf der Dinge. Es lässt sich absehen, dass
es in einigen Jahren auf der Welt vier Großmächte geben wird: die Vereinigten Staaten, Chi-
na, Indien und Japan.

1 Den Rest dieses Absatzes trug Verhofstadt auf Französisch vor. – D. Red.
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Welche Rolle wird Europa dann spielen? Wie können wir in dieser Welt noch unsere Werte
und das europäische Modell zur Geltung bringen? In entscheidenden Augenblicken, etwa
während des Irakkrieges, gelang es der Union nicht, mit einer Stimme zu sprechen. Auch
wirtschaftlich tun wir uns schwer. Unser Wohlstand steht unter Druck. Aber auch auf diese
Herausforderung reagiert die Union einmal mehr uneins und nicht schnell genug. Insofern
muss man sich nicht wundern, wenn immer mehr Bürger an Europa zweifeln.

In der globalisierten Welt von heute sind alle Länder Europas kleine Länder. Es ist nur
noch nicht allen klar geworden. Wenn Europa auch künftig auf der Weltbühne mitspielen
und gleichzeitig die Erwartungen seiner Bürger erfüllen will, muss es sich stärker integrie-
ren. Punktum. Bleibt allein die Frage: Wie? Zurzeit gibt es kein europäisches Projekt. Und die
Idee eines föderalen Europa wird zusehends verschüttet.

Meine Damen und Herren,
eben deshalb habe ich dieses Manifest geschrieben. Ich will mit diesem Buch angehen ge-

gen den Trend. Ich möchte eine Alternative gegen den Zynismus bieten, den manche an den
Tag legen. Eine Alternative zum Herunterreden Europas. Eine Alternative zu weniger Euro-
pa. Ich will mehr Europa. Damit stehe ich glücklicherweise nicht allein. Den Wunsch nach
mehr Europa, nach einem kraftvolleren Europa erkenne ich auch bei anderen. Ich finde ihn
beispielsweise in einem Zeitungsbeitrag Jacques Chiracs oder in einem gemeinsamen Text
von sieben europäischen Präsidenten. Aber vor allem bin ich überzeugt davon, dass auch die
meisten Bürger Europas ebendies fordern: ein vereintes Europa, ein Europa, das auf ihre Sor-
gen antwortet.

Kommen wir auf den Punkt. Was ich in meinem Buch vorschlage, könnte man als zwei
konzentrische Kreise beschreiben, einen politischen Kern, die Vereinigten Staaten von Euro-
pa, bestehend aus den Ländern, die eine kohärentere, eine stärker vergemeinschaftete poli-
tisch-ökonomische Strategie verfolgen wollen, und um diesen Kern herum eine „Organisa-
tion Europäischer Staaten“. Die Hauptaufgabe der letzteren bestünde darin, so umfassend
wie möglich Stabilität und Frieden auf dem europäischen Kontinent zu verbreiten.

Würde so verfahren, wäre Schluss mit der Debatte über Erweiterung und/oder Vertiefung.
Der offenkundige Widerspruch zwischen mehr Integration und fortschreitender Erweiterung
würde aufgehoben. Vielleicht entkämen wir so auch der lähmenden Debatte zwischen de-
nen, die Europa lieber als eine Art Freihandelszone sehen, und den Befürwortern eines wahr-
haft politischen Europa.
Mir scheint, es wäre eine gute Idee, die Vereinigten Staaten von Europa mit den Ländern der
Eurozone zu starten. Schließlich haben diese schon durch den Euro ihr Schicksal miteinander
verknüpft. Aber um jedem Missverständnis vorzubeugen: Dieses Projekt richtet sich gegen
niemanden und gegen kein Land. Es ist ein offenes Projekt. Jedes Land, das bei der europäi-
schen Integration weiter gehen möchte, ist willkommen.2 Es muss nicht teilnehmen, aber es
darf. Die Wahl ist frei.

Meine Damen und Herren,
Ich habe dieses Manifest geschrieben, weil ich es für erforderlich halte, dass wir Europa

aus der Negativspirale herausholen. Europa hat Besseres verdient. Viel Besseres. Das euro-
päische Projekt muss aufs Neue begeistern, ausstrahlen, fordern. Besonders die Jüngeren,
die bei den Referenden massiv mit „Nein“ stimmten, weil sie Europa nicht anspruchsvoll ge-
nug fanden. Es wird nicht leicht sein, aber ich glaube, es ist möglich: Lassen Sie uns gemein-
sam umkehren, gemeinsam aufbrechen in die Vereinigten Staaten von Europa.

Ich danke Ihnen.

2 In der Buchfassung hat Verhofstadt den Gedanken schärfer gefasst: „Alle Mitgliedstaaten – alte und
neue –, die dies wünschen, müssen [den Vereinigten Staaten von Europa] beitreten können. Einzige
Voraussetzung ist ihr bedingungsloser Wille zur Mitwirkung am gesamten politischen Projekt.“ (S. 86)
Vgl. Guy Verhofstadt, Die Vereinigten Staaten von Europa. Manifest für ein neues Europa, Eupen (Bel-
gien) 2006, www.gev.be – D. Red.


